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Unterrichtung 

durch die Bundesregierung 


Vorschlag einer Verordnung (Euratom) des Rates zur Änderung der Regelung 
der Bezüge und der sozialen Sicherheit der Atomaniagenbediensteten der 
Gemeinsamen Forschungssteiie, die in Beigien dienstiich verwendet werden 


ÜBERSETZUNG 


j Schreiben: der Kommission der Europäischen Gemeinschaften, unterzeich- 
j net von Herrn A. Borschette 

I vom: 2. Oktober 1973 

I an: den Präsidenten des Rates der Europäischen Gemeinschaften, 

Herrn Ivar Norgaard 

betrifft: Änderung der Regelung der Bezüge und der sozialen Sicherheit 

der in Belgien dienstlich verwendeten Atomanlagenbediensteten 
der Gemeinsamen Forschungsstelle 


Herr Präsident! 


In Artikel 16 Absatz 2 der Verordnung Nr. 10/63 zur Regelung der Beschäf- 
tigungsbedingungen für die Atomanlagenbediensteten, die in Belgien dienstlich 
verwendet werden, heißt es wie folgt: „Bei Erhöhungen der Bezüge in den wissen- 
schaftlichen oder technischen Tätigkeitsbereichen, die denjenigen der Europäi- 
schen Atomgemeinschaft entsprechen, insbesondere beim Belgischen Zentrum 
für Kernforschung, wird die Tabelle der Bezüge in dem Maße geändert, in dem 
eine Änderung zugunsten des Personals, das Tätigkeiten nach Artikel 10 ausübt, 
vorgenommen worden ist. In diesem Falle wird die Änderung auf Vorschlag der 
Kommission vom Rat mit qualifizierter Mehrheit gemäß Artikel 118 Absatz 2 
Unterabsatz 2 erster Fall des Vertrages zur Gründung der Europäischen Atom- 
gemeinschaft binnen kürzester Zeit beschlossen." 

Das Belgische Zentrum für Kernforschung hat vor kurzem für sein Personal 
mit den auf nationaler Ebene anerkannten Ge werkschaften ein „Protocole d'accord 
de programmation sociale" zur Regelung der Bezüge und Arbeitsbedingungen 
für die Arbeiter, Angestellten und Beamten des einfachen Dienstes für die Zeit 
vom 1. Januar 1973 bis 31. Dezember 1973 geschlossen. 

Dieses Protokoll sieht - wie im Vorjahr - die Verpflichtung vor, die allge- 
meine Lohnstruktur im Laufe des Jahres 1973 zu überprüfen. Da die für 1972 
geplante Überprüfung nicht fristgerecht abgeschlossen werden konnte, müssen 
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die Löhne auch 1973 blockiert werden. Als Ausgleich ist in dem Protokoll die 
Gewährung einer Zuwendung in Höhe des Monatslohns von Juni 1973 vorge- 
sehen, von der lediglich die Steuern abgezogen werden. Für das im Bezugsjahr 
1973 eingestellte oder ausgeschiedene Personal wird die Zuwendung im Verhält- 
nis zu der abgeleisteten Dienstzeit berechnet. 

Es wird vorgeschlagen, den Atomanlagenbediensteten der GFS in Geel-Mol 
unter den gleichen Bedingungen eine Zuwendung in Höhe der monatlidien 
Grundbezüge für Juni 1973 zu gewähren. 

Die Annahme dieses Vorschlags hätte eine Mehrausgabe von 14 250 RE zu 
Lasten des Forschungs- und Investitionshaushalts zur Folge. Die Maßnahme 
betrifft 32 Atomanlagenbedienstete. 

Die Kommission schlägt dem Rat daher vor, die Verordnung Nr. 10/63 vom 
18. Dezember 1963 zur Regelung der Bezüge und der sozialen Sicherheit der in 
Belgien dienstlich verwendeten Atomanlagenbediensteten der Gemeinsamen For- 
schungsstelle entsprechend zu ändern und die diesem Schreiben im Entwurf bei- 
gefügte Verordnung zu verabschieden. 

Die Kommission würde es sehr begrüßen, wenn Sie möglichst bald eine Ent- 
scheidung treffen würden. 


(Schlußformel) 

gez. 

A. Borschette 
Mitglied der Kommission 


Gemäß Artikel 2 Satz 2 des Gesetzes vom 27. Juli 1957 zugeleitet mit Schreiben des Bundeskanzlers vom 
22. November 1973 - 1/4 - 680 70 - E - Be 42/73: 

Der Verordnungsentwurf ist mit Schreiben der Kommission der Europäischen Gemeinschaften vom 2. Okto- 
ber 1973 dem Herrn Präsidenten des Rates der Europäischen Gemeinschaften übermittelt worden. 

Die Anhörung des Europäischen Parlaments und des Gerichtshofes der Europäischen Gemeinschaften ist 
nicht vorgesehen. 
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DER RAT DER EUROPÄISCHEN 
GEMEINSCHAFTEN — 

gestützt auf die Verordnung (EWG, Euratom, 
EGKS) Nr. 259/68 des Rates vom 29. Februar 1968 
zur Festlegung des Statuts der Beamten der Euro- 
päischen Gemeinschaften und der Beschäftigungs- 
bedingungen für die sonstigen Bediensteten dieser 
Gemeinschaften sowie zur Einführung von Sonder- 
maßnahmen, die vorübergehend auf die Beamten der 
Kommission anwendbar sind^), zuletzt geändert 
durch die Verordnung Nr. 558/73^), insbesondere 
auf Artikel 3, sowie auf Artikel 94 der Beschäfti- 
gungsbedingungen für die sonstigen Bediensteten, 

auf Vorschlag der Kommission, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

Der Rat hat durch die Verordnung (Euratom) 
Nr. 10/63 vom 18. März 1963^), zuletzt geändert 
durch die Verordnung (Euratom) Nr. 529/73 vom 
19. Februar 1973^), die Regelung der Bezüge und 
der sozialen Sicherheit der Atomanlagenbedienste- 
ten der Gemeinsamen Forschungsstelle in Belgien 
festgelegt. 

Die im Jahre 1973 erfolgten Änderungen der Be- 
züge des Personals des Belgischen Zentrums für 
Kernforschung (CEN) rechtfertigen den vorliegenden 
Vorschlag — 

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 


Artikel 1 

Artikel 3 der Verordnung zur Regelung der Bezüge 
und der sozialen Sicherheit der in Belgien dienstlich 
verwendeten Atomanlagenbediensteten der Gemein- 
samen Forschungsstelle wird wie folgt ergänzt: 

„Die Atomanlagenbediensteten erhalten für das Jahr 
1973 eine einmalige Zuwendung in Höhe der monat- 
lichen Grundbezüge für Juni 1973} auf diesen Betrag 
wird der für den genannten Monat geltende Lebens- 
haltungskostenindex angewandt. Von der Zuwen- 
dung werden keine Sozialversicherungsbeiträge ab- 
gezogen. Beginnt oder endet das Arbeitsverhältnis 
im Jahre 1973, so wird die einmalige Zuwendung im 
Verhältnis zu der abgeleisteten Dienstzeit berech- 
net." 

Artikel 2 

Diese Verordnung tritt am Tage nach ihrer Veröf- 
fentlichung im Amtsblatt der Europäischen Gemein- 
schaften in Kraft. 

Sie ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt 
unmittelbar in jedem Mitgliedstaat. 


1) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr, L 56 
vom 4. März 1968, S. 1 

2) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 55 
vom 28. Februar 1973, S. 1 

3) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 188 
vom 28. Dezember 1963, S. 2992/3 

4) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 51 
vom 24. Februar 1973, S. 5 
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